
Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 19. Dezember 2003 an den Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses mit
Abdruck an den Präsidenten des Deutschen Bundestages.

Deutscher Bundestag Drucksache 15/2307
15. Wahlperiode 06. 01. 2004

Unterrichtung
durch den Bundesrat

Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das
Haushaltsjahr 2004
(Haushaltsgesetz 2004)
– Drucksachen 15/1500, 15/1670, 15/1921, 15/1922, 15/1923 –

Anrufung des Vermittlungsausschusses

A

Der Bundesrat hat in seiner 795. Sitzung am 19. Dezember
2003 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am
28. November 2003 verabschiedeten Gesetz gemäß Arti-
kel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes die Einberufung des Ver-
mittlungsausschusses mit dem Ziel einer grundlegenden
Überarbeitung zu verlangen.

B e g r ü n d u n g

a) Der Bundesrat hält es für unvertretbar, den Bundeshaus-
halt für 2004 zu verabschieden, ohne die Veränderung
entscheidender Grundlagen zu berücksichtigen. So wa-
ren wichtige Gesetzesvorhaben mit erheblichen finan-
ziellen Auswirkungen gerade auch für den Bund zum
Zeitpunkt der abschließenden Beratung im Deutschen
Bundestag noch nicht abgeschlossen. Nur unter Einbe-
ziehung der endgültig getroffenen Regelungen kann über
den Bundeshaushalt 2004 sachgerecht entschieden wer-
den.

b) Der Bundesrat nimmt Bezug auf seinen Beschluss vom
26. September 2003 in Bundesratsdrucksache 650/03
(Beschluss) und stellt fest, dass der Bund weiterhin gra-
vierende Haushaltsrisiken negiert. Neben den zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung zum Bundeshaushalt
offenen Gesetzgebungsverfahren sind hohe Risiken auf
der Ausgabenseite – vor allem im Bereich des Arbeits-
marktes – wie bei den Einnahmen – nicht zuletzt auch im
Bereich nichtsteuerlicher Einnahmen – gegeben. So
bleibt zum Beispiel die konkrete Erwirtschaftung von
Ansätzen für globale Minderausgaben in Milliardenhöhe
offen. Neben den erwarteten Steuereinnahmen erschei-
nen vor allem die veranschlagten Einnahmen aus der
LKW-Maut höchst fraglich.

c) Der Bundesrat bedauert, dass der Bund seinen wieder-
holten Aufforderungen, den Bundeshaushalt strukturell
zugunsten investiver und zukunftswirksamer Maßnah-
men unzugestalten, nicht gefolgt ist. Mit einem Investi-
tionsanteil unterhalb eines Zehntels der Gesamtaus-
gaben wird ein Tiefstand erreicht. Mit einer solchen
Haushaltspolitik wird der Bund den Anforderungen an
eine über konjunkturelle Zyklen hinaus wirkende, ver-
lässliche und stabilisierende Haushaltspolitik nicht ge-
recht.

d) Bei der Verkehrsinfrastruktur ist eine unzureichend ab-
gesicherte Finanzierung im Bundeshaushalt ursächlich
für drohende Streichungen dringend notwendiger Neu-
bauvorhaben und Einschränkungen oder massive Ver-
zögerungen bei laufenden Maßnahmen. Dies hätte ver-
mieden werden können, wenn der Bund wiederholten
Aufforderungen des Bundesrates gefolgt wäre, die Ein-
nahmen aus der LKW-Maut als zusätzliche Mittel für
Verkehrsinvestitionen bereitzustellen.

e) Der Bundesrat stellt fest, dass Deutschland im Jahr 2004
erneut die Kriterien des Europäischen Stabilitätspaktes
verletzen wird und zugleich die Neuverschuldung des
Bundeshaushalts die Summe der Investitionen des Bun-
des deutlich übersteigt. Die Verantwortung dafür trägt
der Bund.

B
Der Bundesrat hat ferner die nachstehende Entschließung
gefasst:

Der Bundesrat nimmt mit Befremden die beabsichtigten
Kürzungen bei den Gemeinschaftsaufgaben zur Kenntnis.
Er verweist auf die einvernehmliche Haltung der Minister-
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präsidentenkonferenz, wonach deren gemeinsames Ziel eine
deutliche Reduzierung der Gemeinschaftsaufgaben gegen
eine dauerhafte, vollständige und dynamische Kompensa-
tion der wegfallenden Bundesmittel ist.
Die bisher in der mittelfristigen Finanzplanung für die
Gemeinschaftsaufgaben vorgesehenen Mittel (einschließ-
lich der erforderlichen Verpflichtungsermächtigungen) sind
weiterhin bereitzustellen, bis im Rahmen der Verhandlun-
gen über die Modernisierung der bundesstaatlichen Ord-
nung eine Folgeregelung für alle Länder getroffen worden
ist.


